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Bindung der Vormundschaftsbehörde an Gutachten
Sachverhalt

Wir führen eine angeordnete Vormundschaft nach Art. 369 ZGB. Der Vormund konnte mit seinem Mündel keinen Kontakt aufnehmen. Der Vormund konnte somit sein Amt nicht ausüben. Es fanden nicht die geringsten gegenseitigen Kontakte statt! Ob der Vormund dazu genug getan hat, ist zwar für mich fraglich. Nachdem es ein leichtes gewesen wäre, mittels dem rechtskräftigen Entscheid die IV-Renten zu sich kommen zu lassen.

Das Mündel hat sich jedoch in den letzten 2 Jahren selber "durch die Welt" geschlagen und seine Angelegenheiten ohne jegliche Klage (keine Betreibungen, keine polizeilichen Massnahmen) erledigt. Sein Rechtsanwalt verlangt nun die Auflösung dieser Vormundschaft.

Das psychiatrische Gutachten sagt aber aus, dass eine vormundschaftliche Massnahme am Platze sei!

Ich habe die Angelegenheit mit Ihnen schon besprochen und Sie kommen ja auch zum Schluss, dass die angeordnete Massnahme somit sinnlos sei, das Mündel nun über die bald mehr als zwei Jahre selber bewiesen habe, für sich selber zu sorgen und seine Angelegenheiten zu erledigen.

Meine Frage.

Gibt es irgendwo in der Rechtsprechung oder Fachliteratur eine Passage, woraus hervorgeht, dass in einem solchen Fall nicht auf das Gutachten abgestellt werden muss, bzw. dass es tunlich ist, die Vormundschaft aufzulösen? Ich würde diese noch gerne im Entscheid aufführen.

Erwägungen

1. Die Gutachten sind - um mit den Worten des bekannten Erziehungspädagogen Jürg Jegge („Abfallgold“, Über einen möglichen Umgang mit „schwierigen Jugendlichen“, Zytglogge,1991, S 5 ff.) zu sprechen - in vielen Fällen Schlechtachten. Das bedeutet, dass sie sich zwar über die Mängel, Defizite, das Störende oder eben die schlechten Seiten aussprechen und oft viel zu wenig über die Kompetenzen, Fertigkeiten und Stärken eines Menschen. Gutachten sind Meinungsäusserungen von Fachexperten, welche sich auf zumeist wissenschaftlich gestützte Erkenntnisse aus einem spezifischen Fachgebiet – zum Beispiel Psychiatrie – abstützen.

2. Für die Vormundschaftsbehörden bilden Gutachten (um den Rechtsbegriff zu verwenden) Entscheidungsgrundlagen wie andere Beweisergebnisse auch. Gutachten müssen aber für sich allein nicht entscheidbestimmend sein. Es ist durchaus denkbar, dass aus der Sicht der einen Disziplin sich Massnahmen empfehlen, welche aus einer andern Sicht sich nicht bewähren können. So ist es durchaus denkbar, dass ein Arzt oder Psychiater eine vormundschaftliche Massnahme als indiziert erachtet, weil er einer vormundschaftlichen Massnahme ein Interventionspotenzial zuschreibt, das ihr gar nicht eigen ist. Aus diesem Grund ist es wichtig, welche Fragen einem Experten oder einer Expertin gestellt werden, wozu er/sie sich äussert, wie er/sie seine/ihre Empfehlungen herleitet. 

3. Die Vormundschaft nach Art. 369 ZGB durfte in Ihrem Fall nur gestützt auf ein Gutachten errichtet werden (Art. 374 Abs. 2 ZGB) und darf nur aufgehoben werden, wenn mittels Gutachten festgestellt ist, dass der Bevormundungsgrund nicht mehr besteht (Art. 436 ZGB). Was bedeutet das?
a. Die zuständige Behörde ist in aller Regel nicht in der Lage, den geistigen Gesundheitszustand eines Interdizenden zuverlässig und umfassend (Ursache, Art der psychischen Störung, voraussichtliche Dauer usw.) zu beurteilen, weshalb sie für ihre Meinungsbildung auf die Mithilfe eines Fachmannes oder einer Fachfrau angewiesen ist (Berner Kommentar Schnyder/Murer, N 89 zu Art. 374 ZGB und dort zitierte Fundstellen). 

b. Die mit dem Gutachten beauftragten Fachpersonen sind Hilfsorgane der entscheidenden Behörde, sie nehmen ihr aber den Entscheid nicht ab. Vielmehr muss die Vormundschaftsbehörde das Gutachten nach freiem Ermessen würdigen (a.a.O., N 130) und die daraus abzuleitenden Schlüsse selbst ziehen (a.a.O. N 132). Allerdings ist ihr Ermessenspielraum bei der Aufhebung weniger frei als bei der Anordnung: Wenn der Bevormundungsgrund als weiter bestehend festgestellt wird, darf sie nicht das Gegenteil annehmen (H.M. Riemer, Grundriss des Vormundschaftsrechts, § 4 N 193; ZVW 1961 Nr. 30 S. 115).
c. Wenn sich aufgrund der Begutachtung zwar an der psychischen Erkrankung nichts geändert hat, die Schutzbedürftigkeit dagegen entfallen ist, so muss die Vormundschaft aufgehoben werden (BGE 5C.172/2003 vom 18. September 2003 mit Bezug auf eine geistesschwache Person, was sich der Sache nach aber auf den vorliegenden Fall übertragen lässt; ZVW 2004 S. 134 ÜR 30-04).
d. Wenn sich nachträglich herausstellt, dass die Massnahme grundlos errichtet worden ist, z.B. weil zwar eine psychische Erkrankung vorliegt, aber kein Schutzbedürfnis, welches durch eine vormundschaftliche Massnahme gedeckt werden kann, ist sie ebenfalls aufzuheben, und zwar selbst dann, wenn das Gutachten im Aufhebungsverfahren zu keinen andern medizinischen Schlussfolgerungen gelangt als jenes, mit welchem die Errichtung der Massnahme begründet wurde. Entscheidend ist hier, dass sich die Massnahme als unnütz, untauglich oder unverhältnismässig erwiesen hat (Basler Kommentar ZGB I-Geiser N 6 zu Art. 433).
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 13. Mai 2005
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